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(7) Kraftfahrzeuge dürfen nur ein Anhängefahrzeug mit
führen. Die Mitnahme von Personen auf dem Anhängefahr
zeug ist nicht gestattet.

(8) Vor Beginn der Fahrt und bei Fahrtunterbrechungen 
hat der Transportführer den ordnungsgemäßen Verschluß 
des Laderaumes zu kontrollieren.

(9) Bei der Be- und Entladung des Transportfahrzeuges hat 
der Transportführer die Vollzähligkeit der Sprengmittel zu 
überprüfen. Nach Beendigung des Transportes darf eine 
Übergabe der Sprengmittel an eine andere Person nur er
folgen, wenn diese mit der Übernahme vom dafür zuständi
gen Leiter des Betriebes bzw. der Einrichtung beauftragt und 
im Besitz einer Sprengmittelerlaubnis ist. Die Übernahme 
ist auf den Transportpapieren oder in den Sprengmittel
nachweisunterlagen durch den Übernehmenden schriftlich zu 
bestätigen.

(10) Auf den mit Sprengmitteln beladenen Fahrzeugen so
wie in weniger als 10 m Entfernung von stehenden Fahrzeu
gen ist das Rauchen und der Umgang mit offenem Feuer 
verboten. Das gilt auch für das zeitweilige Abstellen von 
Sprengmitteln während des Umladeprozesses von einem 
Transportmittel auf ein anderes.

(11) Beim Transport von Sprengmitteln mittels Eisenbahn 
ist die Be- und Entladung von einem Sprengmittelerlaubnis
inhaber zu beaufsichtigen.

§18
Sonstiger Transport

(1) Der manuelle Sprengmitteltransport hat unter Aufsicht 
eines Sprengmittelerlaubnisinhabers zu erfolgen. Der Spreng
mittelerlaubnisinhaber darf nicht mehr als 30 kg Sprengstoff 
zusammen mit höchstens 300 Stück sprengkräftigen Zünd
mitteln, getrennt voneinander in dafür zugelassenen Trans
portbehältnissen bzw. Originalverpackungen, oder höchstens 
600 Stück sprengkräftige Zündmittel tragen. Werktätige ohne 
Sprengmittelerlaubnis dürfen nur Sprengstoff bis -höchstens 
30 kg tragen.

(2) Wird bei einem Sprengmitteltransport eine Fähre zum 
Übersetzen über Gewässer benutzt, dürfen andere Fahrzeuge 
und unbeteiligte Personen nicht gleichzeitig mit übergesetzt 
werden. Der Transportführer hat den Führer der Fähre von 
dem bevorstehenden Sprengmitteltransport und der vorge
nannten einschränkenden Bestimmung in Kenntnis zu setzen.

Lagerverwaltung, Betreten und Kontrolle 
von Sprengmittellagern

§19
Lagerverwaltung

(1) Zur Verwaltung von Sprengmittellagem sind Lagerver
walter und Stellvertreter einzusetzen, die im Besitz einer 
Sprengmittelerlaubnis sind.

(2) Die Lagerverwalter sind verantwortlich für die Einhal
tung der Sicherheitsbestimmungen im gesamten Bereich des 
Sprengmittellagers, für die Nachweisführung und für die 
Beaufsichtigung aller Arbeiten im Sprengmittellager.

(3) Bei einer Übergabe der Lagerverwaltung ist im Spreng
mittellagerbuch die ordnungsgemäße Übergabe/Übernahme 
des Bestandes sowie der Lagerschlüssel durch Unterschrift 
des Übergebenden und Übernehmenden zu bestätigen. An
dere Regelungen bedürfen der Zustimmung der zuständigen 
Dienststelle der Deutschen Volkspolizei.

(4) Kann aus unvorhergesehenen Gründen eine Übergabe 
der Lagerverwaltung durch den Lagerverwalter an einen 
anderen Lagerverwalter oder Stellvertreter nicht erfolgen, 
hat der Leiter des Betriebes bzw. der Einrichtung einen lei
tenden Mitarbeiter mit der Bestandsaufnahme und Über
gabe an einen Sprengmittelerlaubnisinhaber zu beauftragen. 
Die Übergabe/Übernahme hat gemäß Abs. 3 zu erfolgen.

(5) Von jedem Schloß der Lagertüren müssen 2 Schlüssel 
vorhanden sein. Der Leiter des Betriebes bzw. der Einrich

tung hat die Aufbewahrung der Schlüssel in einer Schlüssel
ordnung festzulegen.

§20
Betreten und Kontrolle von Sprengmittellagern

(1) Das Betreten des Sprengmittellagers durch unbefugte 
Personen ist nicht gestattet.

(2) Befugt zum Betreten des Sprengmittellagers im Beisein 
des Lagerverwalters sind:

1. der Leiter des Betriebes, der Einrichtung bzw. des dem 
Betrieb übergeordneten Organs und die von ihnen mit 
der Kontrolle des Verkehrs mit Sprengmitteln Beauf
tragten,

2. Werktätige, die unter ständiger Aufsicht des Lagerver
walters Hilfsarbeiten beim Transport in oder aus dem 
Sprengmittellager oder zur Vorbereitung der Ausgabe 
von Sprengmitteln oder notwendige Reparaturen im 
Sprengmittellager durchführen,

3. Angehörige der im § 14 des Gesetzes genannten staatli
chen Kontrollorgane,

4. Angehörige der Arbeitsschutzinspektionen des Freien 
Deutschen Gewerkschaftsbundes, des Staatlichen Amtes 
für Technische Überwachung der .DDR sowie des Organs 
Feuerwehr im Rahmen ihrer Zuständigkeit.

Bei Gefahrensituationen können sich die Angehörigen der 
staatlichen Kontrollorgane sowie vom Leiter des .Betriebes 
bzw. der Einrichtung Beauftragte auch ohne Beisein des La
gerverwalters Zutritt zu den Lagerräumen verschaffen.

(3) Die mit der Kontrolle gemäß Abs. 2 Ziff. 1 Beauftrag
ten sind der zuständigen Dienststelle der Deutschen Volks
polizei namentlich zu melden.

(4) Die gemäß Abs. 2 Ziff. 3 zur Kontrolle des Verkehrs 
mit Sprengmitteln befugten Angehörigen staatlicher Kon
trollorgane müssen im Besitz eines von der zuständigen 
Dienststelle der Deutschen Volkspolizei ausgestellten Kon- 
trollberechtigungsausweises sein.

Meldepflichten
§21

Sprengungen übertage
(1) Sprengungen übertage sind mindestens 2 Werktage vor 

ihrer Durchführung dem für den Sprengort zuständigen 
Volkspolizei-Kreisamt zu melden. Machen sich bei Spren
gungen Maßnahmen der Verkehrsregelung oder Umleitung 
des Verkehrs notwendig, hat die Meldung mindestens 
5 Werktage vor der Durchführung der Sprengung zu erfol
gen.

(2) Für die Durchführung von Sprengarbeiten an einem 
Arbeitsort innerhalb eines sprengmittelverbrauchenden Be
triebes bzw. einer Einrichtung, für die Erprobung und Ver
nichtung von Sprengmitteln durch sprengmittelherstellende 
oder -verarbeitende Betriebe sowie für die Untersuchung 
und Prüfung von Sprengmitteln in dazu beauftragten Insti
tuten kann das zuständige Volkspolizei-Kreisamt auf Antrag 
abweichende Regelungen zur Meldepflicht festlegen, wenn 
diese Arbeiten ständig an den gleichen Arbeitsorten durch
geführt werden.

§22
Aufbewahrung an der Verwendungsstelle

(1) Die vorübergehende Aufbewahrung von Sprengmitteln 
in Vorbereitung einer Sprengung an einem Sprengort über
tage ist, wenn diese länger als 12 Stunden dauert, 3 Werk
tage vor Beginn der Aufbewahrung dem für den Sprengort 
zuständigen Volkspolizei-Kreisamt zu melden.

(2) Die Meldung gemäß Abs. 1 muß Maßnahmen des Be
triebes enthalten, die den zuverlässigen Schutz der Spreng
mittel vor dem Zugriff durch Unbefugte sowie andere ge-


